
Gegen den Verkehrsinfarkt helfen
weder der A40-Ausbau noch Bo-
chumer Ringe oder Spangen. So-
wohl aus verkehrstechnischen als
auch aus wirtschaftlichen, ökolo-
gischen und sozialen Erwägun-
gen brauchen wir eine konsequen-
te Förderung des öffentlichen Per-

9. 9. 9. 9. 9. VERKEHRVERKEHRVERKEHRVERKEHRVERKEHR
sonennahverkehrs. Notwendig
sind Taktverdichtungen und die
deutliche Senkung  der Tarife der
BOGESTRA und des VRR. Für
sozial Benachteiligte fordern wir
die Einführung eines kostenlosen
Tickets.
Brachliegende Strecken und alte

Werkbahnen können wieder für den
Personenverkehr genutzt werden.
Wir streben die Wiedereinführung
gestrichener Verbindungen wie der
R-16 nach Wattenscheid sowie den
Anschluss von Langendreer an das
Straßenbahnnetz an. Güter gehören
nach Möglichkeit auf die Schiene.

Wir wollen eine friedliche und
atomwaffenfreie Stadt, der kom-
munale Militäretat ist daher er-
satzlos zu streichen. Gelder für

10. FRIEDEN10. FRIEDEN10. FRIEDEN10. FRIEDEN10. FRIEDEN
Bunker, Munitionstransporte, mi-
litärische Infrastruktur etc. kön-
nen weitaus sinnvoller eingesetzt
werden. Auch wenden wir uns ge-

gen Propagandaaktionen der Bun-
deswehr in den Schulen, Arbeits-
ämtern, der Universität und den
Strassen unserer Stadt.

Wir wollen eine Stadt, in der je-
der Mensch unabhängig von Her-
kunft, Hautfarbe, Religion oder
kultureller Szene ohne Angst am
öffentlichen Leben teilnehmen
kann. Nazis und Rassisten haben
deshalb in Bochum nichts verlo-
ren. Vom Stadtrat erwarten wir
endlich ein konsequentes Durch-
greifen gegen rechte Gewalt und

11. 11. 11. 11. 11. ANTIFANTIFANTIFANTIFANTIFASCHISMUSASCHISMUSASCHISMUSASCHISMUSASCHISMUS
Nazipropaganda. Statt Naziauf-
märsche mit Grossaufgeboten der
Polizei zu schützen, verlangen wir
den Schutz der Bochumerinnen
und Bochumer vor faschistischen
Schlägertrupps.
Wir fordern die Schließung des
„braunen Hauses“, der NPD-Lan-
deszentrale in Wattenscheid, da von
diesem Ort seit Jahrzehnten syste-

matisch Hetze und Terror verbreitet
werden. Faschistische Propaganda-
instrumente, wie die Zeitungen „Un-
abhängige Nachrichten“ und „Frei-
heit Wattenscheid“, sowie entspre-
chende Internetseiten sind zu ver-
bieten! Wir setzen uns für den
Synagogenneubau ein und stellen
uns jenen Kräften entgegen, die ihn
verhindern wollen.

Bochum ist eine weltoffene
Stadt. Wir setzen uns ein für ein
friedliches Zusammenleben al-
ler Bevölkerungsgruppen und
Kulturen.

12. INTERN12. INTERN12. INTERN12. INTERN12. INTERNAAAAATIONTIONTIONTIONTION ALESALESALESALESALES
Wir sind solidarisch mit allen
Menschen, die weltweit für Frie-
den und soziale Gerechtigkeit
kämpfen. Von dem Engagement
und den Erfolgen dieser Men-

schen können wir lernen. Aus
diesem Grunde erstreben wir
Städtepartnerschaften mit Santa
Clara in Cuba und Cumaná in
Venezuela.

#
Ich möchte...Ich möchte...Ich möchte...Ich möchte...Ich möchte...
¦ Informationen über die So-

ziale Liste Bochum bekom-
men.

¦ Einladungen zu den Veran-
staltungen der Sozialen Li-
ste Bochum.

¦ Kontakt.

Name: _____________________________________

Straße: _____________________________________

PLZ, Ort: ___________________________________

ImprImprImprImprImpr essum:essum:essum:essum:essum:
V.i.S.d.P.: Soziale Liste Bochum, c/o Jürgen Bargmann, Gertrudisplatz
4, 44866 Bochum

PrPrPrPrProoooogggggrrrrramm deramm deramm deramm deramm der
Sozialen Liste BochumSozialen Liste BochumSozialen Liste BochumSozialen Liste BochumSozialen Liste Bochum

12 Bausteine für12 Bausteine für12 Bausteine für12 Bausteine für12 Bausteine für
eine sozialereine sozialereine sozialereine sozialereine sozialere Stadte Stadte Stadte Stadte Stadt

PRÄAMBELPRÄAMBELPRÄAMBELPRÄAMBELPRÄAMBEL
Die Grundrechte auf Leben, Gesundheit, intakte Natur, menschenwürdiges Wohnen, Freizügigkeit und freie
Meinungsäußerung sind unabdingbar und dürfen in keiner Weise beschränkt werden. Dazu gehören auch eine
soziale Grundsicherung für alle, ein kostenloses Gesundheitssystem und eine ausreichende Altersversorgung.
Wir, die Soziale Liste Bochum, wenden uns gegen jegliche Diskriminierung von Menschen aus sozialen,
ethnischen, gesundheitlichen oder geschlechtsbedingten Gründen. Wir lehnen den Sozialabbau und die
Agenda 2010 strikt ab.
Mit dem Argument, es wäre kein Geld da, werden die Leistungen der Stadt Bochum gekürzt und soll
kommunales Eigentum veräußert werden. Es ist aber genug Geld da! Sowohl auf kommunaler Ebene als auch
in der Bundes- und Landespolitik muss es endlich von oben nach unten umverteilt werden. Wir wollen uns
nicht durch vorgebliche Sachzwänge einengen lassen, sondern die Kommunalpolitik im Sinne der Bürgerin-
nen und Bürger neu gestalten.
Wir verstehen uns als Wahlbündnis von fortschrittlichen Initiativen, Organisationen und Einzelpersonen, das
der neoliberalen Politik der amtierenden Parteien auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene entgegentritt.
Die Soziale Liste Bochum versteht sich als Repräsentantin der Lebensinteressen der Bürgerinnen und Bürger,
die durch die wirtschaftlich Mächtigen und ihre Parteien ausgebeutet und betrogen werden.

Auch in Bochum wird zehntau-
senden von Menschen das Recht
auf einen menschenwürdigen und
ausreichend bezahlten Arbeits-
platz verwehrt. Statt hier für Ab-
hilfe zu sorgen, werden Arbeitslo-
se schikaniert und ausgeplündert.
Die bevorstehende Einführung des
„Arbeitslosengeldes II“ im Rah-
men der sogenannten Hartz-Re-
formen bedeutet für viele den end-
gültigen Schritt in die Armut –

von 345 Euro im Monat kann man
nicht leben!
Wir fordern ein existenzsichern-
des Einkommen für alle. Von den
Kommunen erwarten wir die
Schaffung von mehr regulären Ar-
beitsplätzen, auch in städtischen
Betrieben. Programme wie „Ar-
beit statt Sozialhilfe“ und soge-
nannte gemeinnützige Tätigkeiten
für Erwerbslose bzw. Sozialhilfe-
bezieher bedeuten hingegen Ar-

beitszwang zu Hungerlöhnen. Wir
lehnen jede Form von Zwangsar-
beit ab. Auch „gemeinnützige Tä-
tigkeit“ muss nach Tarif bezahlt
werden.
In Fragen der Arbeitszeitverkür-
zung sollte die Stadt als großer
Arbeitgeber mit gutem Beispiel
vorangehen. Wir fordern daher die
Einführung der 34-Stunden Wo-
che bei vollem Lohnausgleich für
alle städtischen Beschäftigten.

1. 1. 1. 1. 1. ARBEIT & SOZIALESARBEIT & SOZIALESARBEIT & SOZIALESARBEIT & SOZIALESARBEIT & SOZIALES



Das Gesundheitssystem soll den
Menschen dienen, nicht den Profit-
interessen von Pharmakonzernen
und Lobbyistenclans. Praxisgebühr
und Zuzahlungen lehnen wir kate-
gorisch ab, zumal diese insbeson-
dere für Bezieherinnen von gerin-
gem Einkommen, Rentner, Arbeits-
lose, und Sozialhilfeempfängerin-
nen eine unzumutbare Härte be-
deuten.

3. GESUNDHEIT3. GESUNDHEIT3. GESUNDHEIT3. GESUNDHEIT3. GESUNDHEIT
Wir fordern lokale Gesundheits-
zentren nach dem Vorbild der Poly-
kliniken, die Allen eine kostenlose
Gesundheitsversorgung garantieren.
Weiterhin fordern wir den Ausbau
bzw. Erhalt von sozialen Einrich-
tungen, die u.a. auch für die Auf-
klärung über Gesundheitsgefahren
zuständig sind, z.B. in den Berei-
chen der Aids- und Drogenberatung.
In den örtlichen Krankenhäusern,

Alten- und Pflegeheimen herrscht
ein chronischer Personalmangel, ein
akuter Pflegenotstand ist bereits
traurige Realität. Anstatt Unterneh-
men zu fördern, die nur auf Ge-
winnmaximierung ausgerichtet
sind, müssen die Fördergelder sinn-
voll für dauerhafte Einrichtungen
und Arbeitsplätze im kommunalen
Gesundheitswesen eingesetzt wer-
den.

Wohnraum muss bezahlbar blei-
ben. Wir fordern den Erhalt des
vorhandenen und die Schaffung
von neuem kommunalem Woh-
nungseigentum. Wir wollen eine
aktive Bekämpfung der Obdach-
losigkeit in unserer Stadt unter

4. 4. 4. 4. 4. WWWWWOHNEN IN GESUNDER UMWELOHNEN IN GESUNDER UMWELOHNEN IN GESUNDER UMWELOHNEN IN GESUNDER UMWELOHNEN IN GESUNDER UMWELTTTTT
Einbeziehung der Obdachlosen-
organisationen. Die Zweckent-
fremdungsverordnung muss kon-
sequent angewendet werden, Miet-
wucher ist zu bestrafen.
Schönes Wohnen erfordert eine
gesunde Umwelt. Wir brauchen

öffentliche Parks und den Erhalt
der Grünflächen in und um Bo-
chum, nicht die Vernichtung der
grünen Lungen unserer Stadt
durch gewerblichen Flächenfraß
oder den Ausbau von privaten
Golfplätzen.

Bildung ist ein Menschenrecht
und keine Ware. Es geht uns um
die geistige und moralische Ent-
wicklung des Menschen und
nicht um seine Verwertbarkeit
für die Wirtschaft. Hinter den
von Politikern aller im Stadtrat
vertretenen Parteien propagier-
ten Elitekonzeptionen steht hin-
gegen nichts weiter als der Ver-
such, Bildung zum Geschäft zu
machen und Menschen aus ein-
fachen sozialen Verhältnissen
den Zugang zu höherer Bildung
zu verwehren. Wir meinen, der
Zugang zu Institutionen wie
Schulen, Universitäten, Volks-
hochschulen oder Bibliotheken
muss jedem offen stehen, unab-
hängig vom Geldbeutel.
Die Gesamtschule mit Ganztags-
betreuung ist die Schulform, die
Kindern aus ärmeren Familien
noch am ehesten Chancengleich-

2. BILDUNG2. BILDUNG2. BILDUNG2. BILDUNG2. BILDUNG
heit bieten kann. Wir fordern da-
her die flächendeckende Versor-
gung des Stadtgebietes mit der-
artigen Schulen und insbeson-
dere die sofortige Errichtung ei-
ner 5. Bochumer Gesamtschule.

Banken und Konzerne haben an
den Schulen unserer Stadt nichts
zu suchen. Eine vernünftige Fi-
nanzierung der Schulbildung ist
eine öffentliche Aufgabe und
darf nicht von der Gnade oder
den Interessen von privaten
Geldgebern abhängig gemacht
werden. Wir lehnen Werbung an
Schulen daher ebenso ab wie das
sogenannte „School-Sponso-
ring“. An die Stelle des wach-
senden Einflusses der Privatwirt-
schaft auf Bildungsinhalte und
schulisches Leben wollen wir
eine konsequente Demokratisie-
rung der Schulen und die Aus-

weitung der Mitbestimmungs-
rechte von Schülerinnen und
Schülern, Eltern und Lehrer-
schaft setzten.
Auch an der Universität darf die
Freiheit für Lehre und Forschung
nicht durch die Einflussnahme von
Großunternehmen verdrängt wer-
den. Die Breite des Bildungsange-
botes an der Ruhr-Universität muss
erhalten bleiben; Fächer wie Mu-
sikwissenschaft sollen weiterhin an
der RUB angeboten werden.
Unsoziale Experimente wie die
sogenannte „Eliteuni“ lehnen wir
aufs Schärfste ab. Auch wenden
wir uns gegen die Einführung
von Studienkonten-, Studienge-
bühren etc., da damit Studieren-
de, die für ihren Lebensunter-
halt selbst aufkommen müssen,
gegenüber Studierenden aus be-
güterten Elternhäusern massiv
benachteiligt werden.

Jeder Mensch hat ein Anrecht auf
Teilnahme am kulturellen Leben in
unserer Stadt. Dieses Recht auch
für die Ärmeren praktisch durchzu-
setzen, ist eine öffentliche Aufgabe,
die sich nicht mit immer neuen
Kürzungsorgien im kulturellen Be-
reich verträgt.

6. KUL6. KUL6. KUL6. KUL6. KULTURTURTURTURTUR
Statt Millionen für teure Pres-
tigeprojekte à la Ruhrkongress
oder „Planet of Visions“ zu ver-
pulvern, fordern wir eine konse-
quente Förderung alternativer
stadtteilbezogener Basiskultur,
jugendkultureller Projekte, den
Ausbau städtischer Bibliotheken

und ein Programmkino in städti-
scher Trägerschaft. Menschen
mit niedrigem Einkommen wol-
len wir mit dem „Bochum Pass“
ermäßigten oder kostenlosen Zu-
gang zu Kulturveranstaltungen
ermöglichen.

7. DIE ST7. DIE ST7. DIE ST7. DIE ST7. DIE STADT GEHÖRADT GEHÖRADT GEHÖRADT GEHÖRADT GEHÖRT DEN MENSCHEN…T DEN MENSCHEN…T DEN MENSCHEN…T DEN MENSCHEN…T DEN MENSCHEN…
... nicht dem Kommerz. Es ist
unerträglich, wenn Bürgerinnen
und Bürgern unserer Stadt der
Zugang zu öffentlichen Strassen
und Plätzen nur nach Maßgabe
ihres sozialen Status, ihrer Brief-
tasche, ihrer Kleidung bzw. ih-
rer Hautfarbe gewährt wird.
Die öffentlichen Flächen in der

Innenstadt müssen wieder von al-
len genutzt werden können, und
zwar ohne jeglichen Verzehrzwang
von Seiten der Gastronomie. Mit-
gebrachte Speisen und Getränke
sind auch an den  dort aufgestell-
ten Tischen zu tolerieren.
Wir fordern: Schluss mit den dis-
kriminierenden und rassistischen

Passkontrollen gegenüber Mi-
grantinnen, Unangepassten,
Punks usw. durch Polizei und
BGS am Bochumer Hauptbahn-
hof; Schluss mit der Schikane
von privaten Sicherheitsdiensten
gegenüber Nichtsesshaften. Ber-
mudadreieckverbot für rechte
Schläger!

5. KINDER UND JUGEND5. KINDER UND JUGEND5. KINDER UND JUGEND5. KINDER UND JUGEND5. KINDER UND JUGEND
Bochum soll eine kinderfreund-
liche Stadt werden. Jugendliche
aus sozial benachteiligten und
Migrantenfamilien haben ein
Recht auf Chancengleichheit.
Wir brauchen ein ausreichendes

Angebot an bezahlbaren Kinder-
garten- und Kita-Plätzen, selbst-
bestimmte Jugendräume sowie
eine umfassende Modernisierung
der teilweise trostlosen und ge-
fährlichen Spiel- und Sportplät-

ze. In der Verkehrspolitik muss
die Sicherheit der Kinder wich-
tiger sein als die Geschwindig-
keit der Autos.

8. 8. 8. 8. 8. WIRWIRWIRWIRWIRTSCHAFT & FINTSCHAFT & FINTSCHAFT & FINTSCHAFT & FINTSCHAFT & FIN ANZENANZENANZENANZENANZEN
Das Gejammere ob der leeren
Staatskassen machen wir nicht mit.
Wenn die öffentlichen Kassen leer
sind, dann sind sie es, weil sie auf
Betreiben aller in Bund, Land und
Stadt maßgeblichen Parteien syste-
matisch und über Jahrzehnte ge-
plündert wurden. Jedes der angeb-
lich notwendigen Sparprogramme
auf Kosten der sozial Schwachen
und der kommunalen Infrastruktur
ging und geht einher mit großzügi-
gen Steuergeschenken an
Spitzenverdiener und Großkonzer-
ne. Solange sich die Oberschichten
auf unsere Kosten Milliardenbeträ-

ge in die Taschen schaufeln, sehen
wir keinerlei Veranlassung, an der
Finanzierung der notwendigsten öf-
fentlichen Aufgaben zu sparen.
Wir fordern die Anhebung des
Spitzensteuersatzes sowie die Wie-
dereinführung der Vermögenssteu-
er zugunsten der Kommunen. Auch
und gerade Großunternehmen müs-
sen angemessen Gewerbesteuern be-
zahlen! Auf den Prüfstand gehören
die Aufwendungen für Werbungs-
und Repräsentationsaufgaben, pres-
tige- und profitträchtige Groß-
projekte sowie der kommunale
Dienstwagenpark. Den Ausverkauf

öffentlichen Eigentums, „Public Pri-
vate Partnership“ und halb-
kriminelle Machenschaften wie das
sogenannte „Cross-Border-Leasing“
lehnen wir kategorisch ab.
Wir verlangen den Ausbau öffentli-
cher Betriebe, den Erhalt der Spar-
kassen, die Abschaffung geheimer
Ausschreibungen, die Offenlegung
aller kommunalen Ausgaben, eine
konsequente Korruptionsbekäm-
pfung und die Beteiligung der Bo-
chumerinnen und Bochumer an den
finanziellen Belangen ihrer Stadt
im Rahmen eines Bürgerhaushaltes.


